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in eine ſtens die Unterhandlungen freundſchaftlich geſtalteten. In
uf die du

an tut daher gut, ſich auf das äußerſte einzuſtellen

Die Minderheitenfrage
S Von den vielen Punkten der Tagesordnung, die für
die Ratstagung in Genf aufgeſtellt war, hat nur einer

m allgemeines Intereſſe die Minderheitenfrage. Es gab da
bei einen in der Form diplomatiſch gemilderten in der

zu Sache ſelbſt ſehr ſcharfen Zuſammenſtoß zwiſchen dem pol
miſchen Außenminiſter Zaleſkt und Dr. Streſemann. Dere polniſche Verſuch, durch einen Antrag die Beſtimmungen

ogtamt d x Friedensverträge über die Minderheiten auf alle e
N. bundsſtaaten anzuwenden, ſcheiterte von vörnherein, wor
e an niemand gezweifelt hatte. Sehr viel glücklicher ſind
e wir auch nicht geweſen, obwohl man ſich an einzelnen
alle Stellen bemüht, ſo etwas wie einen Erfolg zu konſtrufteren.
n Man hat ein Kollegium von drei Männern eingeſetzt, das

alle Beſchrerden dauernd prüſen ſoll. Das iſt ein kleiner
Hortſchrift. Er wäre größer, wenn dieſe drei Männer anders

ausgewählt worden wären, aber gerade hier hat Deutſche
das nen Jand bei allen Bemühungen nicht mehr herausholen können.

Das einzige Ergebnis von Belang iſt die Tatſache, daß Be
eſängni richt an die Vollverſammlung erſtattet werden wird, daß
den gut es alſo einmal darüber zu einer offenen Ausſprache kom
hauptann men muß. Jn dem Fall des verhafteten Deutſchenführers
lich ang Uhlitz iſt zunächſt kein Beſchluß gefaßt worden. Man will
alten e in das ſchwebende Verfahren nicht eingreifen und wartet
Andeſ Das Urteil der polniſchen Gerichtsbehörden ab. Streſemann

namt 1 Hat durchblicken laſſen, daß er zu ihnen nicht das min
er. deſte Vertrauen hegt und offen erklärt, daß er gegebenen

falls die Angelegenheit noch einmal zur Sprache bringen
rga wird. Es iſt wenig, doch muß immer wieder geſagt wer
v den, auch ein anderer hätte nicht mehr erreicht.

e Die Genfer Unterhaltungen
e Das Schiwergewicht in der Völkerbundspolitik liegt nicht
rheitsver in der offiziellen Tagung, ſondern in den Kuliſſenge
urch i ſprächen. Das iſt immer bisher ſo geweſen und hat ſchon
Arbeit ſeine Vorteile Es war auch diesmal nicht anders Nur

d Tag geſtattete die allgemeine Lage keine Ergebniſſe Wir ſind
zfenn über die Einzelheiten nicht genügend unterrichtet m
men Darüber namentlich in der ſranzöſiſchen Preſſe verlautet,
hſchnitt Tann ſtimmen, muß es aber nicht. Wäre jedoch einem

Punkte ein Uebereinkommen erzielt worden, ſo hätte inan
Ein ganz beſtimmt das der Welt in einem Kommuniquee kund
192 und zu wiſſen getan. Daß eine ſolche Verlautbarung aus

i ich blieb, zwingt zu der Annahme, daß eben keine Beſchlüſſe
le Zeſfaßt werden konnten. Das trifft auch mit den Gerüchten

r zuſammen. Wenn enlgliſche Blätter gut unterrichtet ſind
Er ſo hat Chamberlain von ſich aus die Frage der Rhein

nen lJKandräumung angeſchnitten. Bedingt wird a e de de
Aſſtone durch die bevorſtehenden engliſchen Wahlen, die für die
will konſervative Partei an ſich nicht ſehr erfreulich ſind, vechnet

knnerdeutſche Lage ungabſehbar. Und dieſe jſt ſo geſpannt
wie nur irgenddenkbar. Die Deutſche Volkspartei hat es

Mißtrauensvotum gegen ein Kabinett zu ſtimmen, in das ſie

Der Koalition ſich von vornherein darauf verpflichten, keine
neuen Steuern zu bewilligen, ohne ſagen zu können, wie das

Defizit durch Abſtriche beſeitigt werden ſoll. Dieſes Defizit

und Herr Hilferding wird uns in dieſer Woche auch keinen

e h
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Das Kennzeichen dieſer letzten Wochen iſt die Ver
ſchleppung wichtiger Fragen, deren ſofortige Löſung un

bedingt erforderlich wäre, und die doch keine Antwort ge
funden haben. Das iſt in der inneren und äußeren Politik
der Fall und trägt ſo weſentlich zu der allgemeinen Müdig
keit bei, die ihrerſeits wiederum die Kräfte lähmt und erſt
echt durchgreiſende Beſchlüſſe verhindert. Dr. Streſemann
hat aus Genf kein nennenswertes Ergebnis mitgebracht.

Daſür trifft ihn nicht der Vorwurf. Jeder andere an ſener
Stelle hätte kaum mehr erreicht. Jm Gegenteil. Jhm

kamen noch die perſönlichen Beziehungen zugute, die wenig

der Reparationsſrage be wegen wir uns nach wie vor im
engſten Kreiſe, wobei die Gefahr einer Kriſe jeden Augen
blick aku? werden kann. Jhre Folgen ſind auch ſür die

in Preußen für notwendig erachtet, für das deutſchnationgle

vor kurzem eintreten wollte. Ein Verhalten, das eine Zu
ſammenarbeit auf lange hinaus unmöglich macht. Jm Reich

Arbeitet ſie nicht geſchickter Sie verlangt, daß die Parteien

bleibt als der ruhende Pol in der Erſcheinungen Flucht,

Aufſchluß darüber geben können, wie wir endlich zu einer
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kommen, ſo daß dann die Liberalen den Ausſchlag geben
werden. Un er dieſen Umſtänden hätte es Chamberlain gern
geſehen, Wenn er wenigſtens die Zurückziehung der briti
ſchen Truppen vom Rhein als Aktivum hätte buchen kön
nen. Vorausſetzung iſt aber für ihn, daß auch die Franzoſen
und Belgier das deutſche Gebiet verlaſſen. An ſich iſt
män däzu in Paris und Brüſſel vermutlich bereit, nur
hat Briand wieder ſeine alte Bedingung hervorgeholt, daß
ein Sicherheitskommitee ſpätere Konflikte entſcheiden ſoll,
während Deutſchland zu dieſer Kontrolle nur bis 1936
ſeine Zuſtimmung geben will, ihre Verewigung aber ab
lehnt. Es klingt daher durchaus glaubhaft, daß Streſemann
ſich ſehr kühl verhalten habe. Um dieſen Preis darf er
unter keinen Umſtänden die Befreiung der beſetzten Ge
biete einhandeln. Darin iſt die Volksmeinung mit ihm
einig.

Die Reparationskriſe
Die Sachverſtändigenkonſerenz iſt dort angelangt, wo

eine Entſcheidung ſo oder ſo fallen muß. Zwei Fragen
ſind es, die heftige Widerſtände auslöſen. Die eine iſt
die Höhe der deutſchen Jahresleiſtungen, die andere das
ſogenannte Clearinghaus. Ueber die Zahlen iſt offiziell noch
nichts geſagt worden, aber aus den unverbindlichen Aeuße
rungen geht hervor, daß vorläufig eine Einigung in weitem
Felde ſteht. Die Forderungen der Gläubiger ſind mit dem
deutſchen Angebot überhaupt nicht zu vereinigen. Zwiſchen
ihnen ſtehen die Amenkaner mit ihren Vorſchlägen Was
bisher darüber verlautet, läßt alle Hoffnungen Zuſammen
ſchrümpfen. Wenn die Franzoſen von 72 Milliarden reden

Akempauſe gewährt. Das iſt das höchſte,
erhoffen durften. Und ſelbſt das iſt un wahrſcheinlich.

man doch in London allgemein damit, daß die Partet

en s ernſthaft gar utchr iſt Er hen aber
ſelbſt die engliſche Zahl von 48 entfernt ſich von den
Realitäten des Lebens derart, daß ſie überhaupt nicht er
örtert werden kann. Selbſt der amerikaniſche Vorſchlag iſt
untragbar. Ein Dr. Vögler naheſtehendes Blatt hat die
ſen Vorſchlag auf 33 Milliarden Goldmark bezifſfert. Das
wären bei heutiger Verzinſung und Amortiſation jährlich
3 Milliarden. Das iſt die eine Seite, die andere iſt die
ſogenannte Raäparationsorganiſatton auf bankmäßiger
Grundlage. An ſich ein durchaus vernünftiger Vorſchlag
Nur beſteht für uns die Gefahr, daß die Sachlieferung,
die gleichfalls dieſer Bank unterſtellt werden ſoll, zu einen
Handelsobjekt werden, daß alſo unſere Gläubiger ihre An
ſprüche an Sachlieferungen freinden Stagten verkaufen und
damit dem deutſchen Export jede Gewvinnmöglichkeit neh
men Gegen den Gedanſen haben aber auch die Franzoſen
und Engländer Stellung genommen. Sie befürchten, daß
ihre Stellung am Kapitalmarkt dadurch geſchwächt wird,
und daß wir überhaupt auf dieſem Wege zu einer inter
nationalen Finanzkontrolle kommen. So iſt es durchuus
begreiflich, daß ein ziemlicher Peſſimismus herrſcht. Man
ſoll ſich jedenfalls auf die Möglichkeit einer offenen Kriſe
und einer Unterbrechung der Verhandlungen gefaßt machen.
Aber ſelbſt ein Kompromiß, wenn es wirklich zuſtande
käme, könnte die deutſche innere Kriſe vollends verſteiſen,
denn es iſt heute ſchon klar, daß dieſes Kompromiß zum
Kampfobjekt der Parteien werden würde.

Die parlamentariſche Lage
Es iſt beinahe als ein Vorteil anzuſehen, daß der

Reichstag nur wenige Sitzungen abhalten kann, ehe ihn
das Oſterfeſt zu einer längere Pauſe zwingt. Erledigt
werden ſollen nur der Nachtragsetat für 1928 und der
Notetat für 1929, ſowie vermutlich ein Ermächtigungs
geſetz, das der Reichsregierung die Ausgabe von 500 Mil
lionen Mark geſtattet. Während anzunehmen iſt, daß die
erſten beiden Vorlagen verabſchiedet werden, iſt es gar
nicht ausgeſchloſſen, daß das Ermächtigungsgeſetz der Ab
lehnung verfällt. Die Entſcheidung darüber hängt vom
Zentrum ab, da die deutſche Volkspartei ſich unbekümf
mert um ihre beiden Miniſter im Oppoſitionswaſſer tummelt.
Es iſt ſehr wohl denkbar, daß wir verhältnismäßig früh
vor einer Entſcheidung ſtehen. Trotzdem glauben wir, daß
bei der Schwerfälligkeit der Parteien eine Hinguszögerung
erfolgt. Jm Gründe genommen wollen alle den Ausgang
der Reparationsverhandlungen, mag er ſein wie er will,
abwarten, weil ſie ſchon davon eine Kriſe befürchten. Die
Frage iſt jetzt lediglich, kommen wir im Mai zu einer
Auflöſung, oder wird man noch einmal einen Ausweg fin
den, um wenigſtens die Sommermongate zu rekten. Viel
länger hält man beſtimmt nicht aus, das kann man jetzt
aus allen Lagern hören Dabei iſt Vorausſetzung, daß
nicht außerparlamentariſche Eingriffe erfolgen, von denen
genugſam die Rede iſt. Die einzige Sicherung gegen ſie
iſt eben die öffentliche Erwähnung. Leicht ſoll man ſie
im Lande draußen nicht nehmen. Es iſt ſchon etwas daran,aus ihrer Mehrheit herausgedrängt wird, ohne daß es der

Arbeiterpartei gelingt, das Heft feſt in die Hand zu be

c

Die Jugendbewegung
Wir haben ſchon vor einigen Wochen darauf hinge

wieſen, daß unter der ſogenannten Kriegsgeneration, alſo
unter den Leuten zwiſchen 25 und 45 eine ſtarke Be
wegung im Gange iſt, um über den Marasmus der
Gegenwart hinwegzukommen und vor allem eine Verjün-
gung in der Politik zu erzwingen. Inzwiſchen iſt durch
den Brieſwechſel zwiſchen der Front 1929 in Berlin, zu
der übrigens ſehr viele Journaliſten gehören und dem
Jungdeutſchen Orden ſchon der Umriß bekannt geworden.
Das Programm würde nur in kurzen Strichen angedeittet,
es enthält in erſter Linie eine Wahlrechtsreform mit der
Rückkehr zu Einzelkreiſen, wobei ſehr ſtark an die relative
Mehrheit nach engliſchem Muſter und dem Ausgleich durch
einen ſehr beengten Proporz. Ferner gehört zu dem Pro
gramm eine Trennung der Politik und Wirtſchaft, in dem
man dem Reichswirtſchaftsrat als zweiter Kammer einen

die Tawife der Eiſenbahn und Poſt, ferner die erſten

die Entſcheidung dem Reichstage verbleibt. Auch die
übrigen Fragen ſind bereits im weſentlichen geklärt, aber

Linie alles zuſammenfaſſen, was in der gleichen Richtung
ſſteht, um allen Diktaturgelüſten zu begegnen und eine Wie
dergeburt des Parlamentarismus zu ermöglichen. Das
niſakionen beigetreten, ſo daß ſich hier ſchon ein erheblicher
Neberraſchende iſt der gewaltige Zuſtrom aus dem Lande.
Von vechts bis links ſind Vertreter aller möglichen Orga
Anhang geſammelt hat der käglich zunimmt. Lemmer hat
auf dem Vertretertage der Jungdemokraten in Weimar

Lager haben ihre Zuſtimmung erklärt. Beſonders bemer
kenswert iſt die Aufnahme in der Preſſe Organe, wie die
Kölniſche Zeitung, das Hamburger Fremdenblatt, die Mag
Keburgiſche, die Deutſche Allgemeine Zeitung, der Berliner
BörſenCourier haben die Bewegung begrüßt, das Ber
liner Tageblatt und die Voſſiſche haben ſie als beachtlich
bezeichnet. Wie ſich die Dinge weiter entwickeln, kann heute
noch niemand ſagen. Sie hängen zum Teil von den Vor
gängen im Parlament und innerhalb der Parteien ab.
Nicht richtig iſt die Behauptung eines Blattes, wonach
Streſemann der Drahtzieher iſt. Das iſt grundfalſch, wohl
aber läßt ſich annehmen, daß er ſympathiſiert, und daß
er zur gegebenen Stunde die Folgerungen aus der Hals
eung ſeiner eigenen Fraktion ziehen wird.

Das Kabinett Poincare
Mit jener Zähigkeit, die ihm von jeher eigen lge

weſen iſt, hat Poincare die zahlreichen Angriffe der letz-
ten Tage in der Kammer Zurückgeſchlagen, vhne jedoch
feine Stellung zu befeſtigen. Die Lage ähnelt ſehr ſtark
der deutſchen. Wäre die Reparationsverhandlung nicht noch
Kin Gange, ſo würde die Entſcheidung vermutlich bereits
gegen ihn gefallen ſein. Es iſt denkbar, daß auch die
Oppoſition, die drüben wächſt, ſich ſolange geduldet, ob
wohl ſie täglich einen Guerillakrieg führt. Kritiſch kann
jedoch die Ausſprache über die Todesfälle am Rhein wer
den. Die franzöſiſche Beſatzung hat unter der Kälte un
heimlich gelitten, wobei erſchwerend hinzukommt, daß die
Behörden völlig verſagten. Nicht ausgeſchloſſen, daß hier
der Generalangriff erfolgt. Das Schickſal des Kabinetts iſt
auch ſür uns bedeutungsvoll wegen der Reparationen Ueber
Haupt iſt die internationale Lage völlig ungewiß, da im
April nun noch die engliſchen Wahlen ſtattfinden, von
deren Ausgang wiederum Rückwirkungen auch nach Frank
veich ſpürbar werden müſſen.

Richard Mah.
e

20000 künftige Studienräte
Ueber 20 000 vreichsdeutſche Studierende (14 510 männ-

liche und 5585 weibliche) gaben im Sommer 1928 an,
Studienrat werden zu wollen, darunter mehr als 12 000
(8367 männliche und 3775 weibliche) in Preußen. Jeder
vierte reichsdeutſche Univerſitätsſtudent will Studienrat wer
den.

Die Zahl der preußiſchen Philologieſtudierenden, die
ſich den Studienrat als Berüſsziel ſetzt (12 142) iſt an
nähernd ſo groß wie die ſämtlicher feſtangeſtellten Philo
logen und Philologinnen an den öffentlichen höheren Schu
len Preußens (14 157)

Von den genannten 12000 künftigen Studienräten
ſtanden nicht weniger als 3172 (1998 männliche und 1174

auch hier heißt es Bereit ſein iſt alles weibliche) im erſten Semeſter.

hrgang

großen Teil von Ausgaben überträgt, die an ſich mit
der Politik nicht das mindeſte zu tun haben, wie etwa

beiden Beratungen der Beſoldungsvorlage uſw. während

noch nicht eingehend verhandelt. Man will jetzt in erſter

darüber bereits geſprochen Auch Parteiführer verſchiedener
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Bismarch und die Landesfürſten 1866

Aus unveröffentlichten Akten
Von der großen Friedrichsruher Ausgabe der „Ge

ſammelten Werke Bismarcks die der Otto StollbergVerlag,
Berlin herausgibt, erſcheint in den nächſten Tagen ein
neuer, von Friedrich Thimme bearbeiteter Band Politiſche
Schriften Mit einer Fülle bisher unveröffentlichten Ma
Lerials bringt dieſer Band neue und überraſchende Auf-
ſchlüſſe über das ſtaatsmänniſche Wirken Bismarcks in den
bewegten, der Reichsgründung vorangehenden Jahren 1866-

1867.
Unter dem Material iſt beſonders beachtenswert die

Jnſtruktion für den Generaladjutanten Generalleutnant
Freiherrn von Manteuffel, da hier die Grundzüge des
innerdeutſchen Friedensſchluſſes durch Bismarck bekanntge

geben wurden.
Am 8. Auguſt trat Generalleutnant Freiherr von

Manteuffel ſeine neue Miſſion zu Kaiſer Alexander, dem er
einen eigenhändigen Brief König Wilhelms J. zu über
bringen hatte, an. Seine Hauptaufgabe ging dahin, den
xuſſiſchen Kaiſer, der an dem Schickſal der ihm nahe ver
wandten Fürſtenhäuſer von Württemberg, HeſſenDarm
ſtadt und Oldenburg lebhaften Anteil nahm, über die von
Preußen geplanten Annexionen zu beruhigen. Bismarck
hatte am 7. ſelbſt die Jnſtruktion für den General ent
worfen, die die Abſicht Preußens ganz offen enthüllte.

Verlin, den 7. Auguſt 1866.
„Wir verlangen Einverleibung von Hannover, Kur

heſſen, Naſſau, Frankfurt a. M. und Abtretung der Groß
herzoglich Heſſiſchen Beſitzungen nördlich vom Main gegen
Entſchädigung im Süden vom Main.

Wir befürchten Lockerung der Beziehungen zwiſchen
dem Könige und dem Volke, Unſicherheit nicht nur in
der monarchiſchen, ſondern in jeder Ordnung in Deutſch
land, wenn wir einen die Erwartung der Nation täuſchen
den Frieden ſchließen. Daß die Erwartungen hoch ge
ſpannt ſind, iſt eine von uns ſelbſt nicht vorgeſehene

Konſequenz der Schnelligkeit und Vollſtändigkeit unſeres
Sieges; dieſer Konſequenz nicht Rechnung zu tragen, hieße

die vitalen Intereſſen der preußiſchen Monarchie einem
menſchlich natürlichen, aber politiſch unberechtigten perſön

lichen Gefühle vpſern
Vorſtehendem Bedürfnis Rechnung zu tragen, iſt es

notwendig, die Vergrößerung der Preußiſchen Monarchie
auf direkterem Wege als demjenigen der Teilung der
Hoheitsrechte über die nichtpreußiſchen Landesteile zur An
ſchauung zu bringen. Der urſprüngliche Plan war, die nord
deutſchen Fürſten, denen gegenüber der Krieg das Recht

Hiſche Uebergewicht zweifelloſer wurde wie
Demnach von den größeren und ſelbſtändigen deutſchen
Territorien erhebliche Abtrekungen an Preußen zu ſtipu
ieren und den Dynaſtien eine in allen Beziehungen, welche

Ein Tag des Reichskanzlers
Von Dr. v. Hagenow.

Miniſterialdirektor in der Reichskanzlei.
Während zur Zeit Bismarcks das Arbeitszimmer im

Erdgeſchoß nach der Gartenſeite lag, befindet ſich ſeit der
Reichskanzlerſchaft des Fürſten Hohenlohe das Arbeits
zimmer des Reichskanzlers im erſten Stock, nach der Garten
ſeite gelegen. Die Ausſtattung des Arbeitszimmers iſt ein

fach. Beim Betreten des Raumes erblickt man einen großen
ſchlichten Diplomatenſchreibtiſch, an dem ſich die Tages
arbeit des Reichskanzlers vollzieht.

Der Arbeitstag des Reichskanzlers beginnt in frühen
Morgenſtunden

Das Arbeitszimmer ſelbſt betritt er in der Regel
gegen neun Uhr. Bis dahin hat er bereits eine oder die
andere Tageszeitung geleſen und ſich ein Bild vom Stande
der Preſſe gemacht. Jn der Zeit von 9 10 Uhr unterzieht
der Reichskanzler die ihm vorgelegten Schriftſtücke einer
genguen Durchſicht und diktiert private oder dienſtliche
Schreiben, deren Bearbeitung er ſich ſelbſt vorbehalten hat.

Um 10 Uhr beginnen die Vorträge. Es erſcheint der
Staatsſekretär in der Reichskanzlei, begleitet vom Leiter der
Preſſeabteilung der Reichsregierung und dem Miniſterial
Direktor in der Reichskanzlei. Zunächſt berichtet der Leiter
der Preſſeabteilung über den Jnhalt der Tageszeitungen,
indem er an Hand der Zeitungen aller Parteirichtungen die
ſchwebenden politiſchen und außenpolitiſchen Fragen er
örtert. Dieſer Vortrag findet durch aufklärende Bemerkun
gen des Staatsſekretärs ſeine Ergänzung Dieſer unter
richtet den Reichskanzler über die wichtigſten Eingänge, über
die Geſchehniſſe der Tagespolitik, über die politiſchen und
parlamentariſchen Fragen und beſpricht mit dem Reichs
kanzler die in den einzelnen Fragen zu treffenden Ent
ſchließungen“ Da ſtehen Fragen der Außenpolitik zur Er
örterüng, da kommen Fragen der inneren Politik zur
Sprache Da iſt auf dem Gebiete der Sozialpolitik eine
Entſcheidung des Reichskanzlers einzuholen. Da muß in
einer finanzpolitiſchen Frage die Entſcheidung des Reichs
kanzlers herbeigeführt werden. Alle dieſe Entſcheidungen be
dürfen einer ſorgfältigen Vorbereitung und eingehenden
Ueberlegung, da ſie ſtets die Fragen der großen Politik
berühren und ſomit von weittragender Bedeutung ſind. Der
Vortrag findet meiſtens gegen 212 Uhr ſein Ende, jetzt
heißt es, die getroffenen Entſcheidungen des Reichskanz
lers zur Ausführung zu bringen. Das liegt der Reichs
kanzlei, dem Büro des Reichskanzlers, ob, an deſſen Spitze
der Staatsſekretär ſteht. Dieſer iſt der nächſte Berater des
Kanzlers. Er muß die erforderliche Verbindung zum Reichs
tag und den politiſchen Parteien herſtellen. Er muß Füh
lung mit ſämtlichen Reichsminiſtern und Reichsminiſterien
haben, um den Reichskanzler guf dem laufenden halten zu
können

e

et Maßgabe der
ehe

das Militärweſen nicht berühren, ſelbſtändige Exiſtenz zu
laſſen. Die Stimmung der Bevölkerung widerſpricht dieſer
Richtung mit großer Entſchiedenheit. Die ſeit 50 Jahren
beſtehenden Gemeinden wollen lieber einverleiht als zer
riſſen werden. Dieſe Wahrnehmung führt dahin, Sachſen,
Hannover und Kurheſſen nicht zu teilen, ſondern Sachſen
beſtehen zu laſſen, Hannover und Kurheſſen aber vollſtändig
einzuverleiben. Die Erfahrungen des Monats Juni d. J.
bei denen Preußen Gefahr lief, in einem Kriege, welcher
über Preußens Exiſtenz entſcheiden mußte, die hannöverſch
heſſiſche Armee als Feind oder zweifelhaften Freund Zwi
ſchen den breußiſchen Provinzen Sachſen Und Weſtfalen im
Rücken zu laſſen, hat uns das Geſetz auferlegt, Preußen
dieſer Gefahr nicht wieder auszuſetzen. Wir mußten daher,
abgeſehen von der entſchloſſenen Verwendung, welche Frank
reich und Oeſterreich für Sachſen einlegten, uns entſchließen,
Hannover und Heſſen vollſtändig zu abſorbieren, wenn wir
nicht das Preußiſche Volk um die Früchte ſeiner mit Ge
fahr der Exiſtenz jeder einzelnen Familie unter Gottes
Beiſtand erworbenen Siege bringen und die gerechteſten
Angriffe auf die Feigheit der Regierung im Vergleich
mit der Tapferkeit des Volkes provozieren wollten

Mit Darmſtadt würde über Abtretung von Oberheſſen
verhandelt und mit Rückſicht auf die verwandtſchaftlichen
Beziehungen des Großherzoglich Heſſiſchen Hauſes mit dem
Königlich Preußiſchen und Kaiſerlich Ruſſiſchen eine reich
liche Entſchädigung auf Koſten der ſüddeutſchen Staaten
ſtipuliert werden.

Sachſen würde nach dem Uebereinkommen, welches
Oeſterreich urſprünglich auf franzöſiſchen Vorſchlag akzep
tiert hat, dem Norddeutſchen Bunde unter den Bedingun
gen angehören, welche teils die franzöſiſch öſterreichiſchen
Prälimingarien, teils die von Preußen vor dem Kriege ge
ſtellten Reformvorſchläge enthalten. Die preußiſche Mili
tärgeſetzgebung würde auf Sachſen Anwendung finden, die
Rekrut erung für die preußiſche Armee in Sachſen ſtattfinden
und die ausgehobenen Mannſchaften dem Könige den Fah
neneid leiſten und preußiſche Truppen im Königreich Sachſen
nach Belieben des Königs von Preußen garniſonieren-

Die mit Preußen verbündet geweſenen norddeutſchen
Staaten würden die Dispoſitionen über ihre Kontingente,
welche von der preußiſchen Armee geſondert bleiben, min
deſtens in demſelben Maße behalten, wie es bisher die
mit SachſenKoburg beſtandene Militärkonvention be
ſtimmte.

Die Freien Städte behalten ihre Selbſtändigkeit nach
ißiſchen Bundesreſormvorſchläg

Mit Seiner Khniglichen Hoheit dem Großherzoge von

Oldenburg wird nach Maßgabe ſeiner bundesfreundlichen
Bereitwilligkeit zum Anſchluſſe an Preußen und ſeiner Be

Jn der Zeit von 12 Uhr an beginnen die Empfänge
beim Reichskanzler. Es hat ſich ein Reichsminiſter ange
meldet, um den Reichskanzler zu unterrichten oder ſeine
Stellungnahme zu wichtigen Fragen einzuholen. Es melden
ſich Vertreter der Induſtrie der Bankwelt, der Landwirt
ſchaft, Bevollmächtigte der Länder im Reichsrat ſowie füh
rende Männer aus Kunſt und Wiſſenſchaft, um den Reichs
kanzler zu informieren, es erſcheinen Vertreter der Arbeit
nehmer, um dem Reichskanzler ihre Wünſche zu ugter
breiten Es wünſchen Reichstagsabgeordnete den Reichs
kanzler zu ſprechen, um mit ihm politiſche Tagesereigniſſe

zu erörtern.
An manchen Tagen macht ein neuangekommener Ver

treter einer fremden Macht auch Beſuch, um ſich dem
Reichskanzler vorzuſtellen. Mitunter begibt ſich der Reichs
kanzler in den Vormittagsſtunden zum Reichspräſidenten,
ſofern politiſche Fragen zur Erörterung ſtehen, die eine
Fühlungnahme mit dem Reichspräſidenten angezeigt er
ſcheinen laſſen.

Gegen zwei Uhr nimmt der Reichskanzler regelmäßig
das Mitktageſſen ein. Nach einer kurzen Ruhepauſe wird
die Arbeit gegen vier Uhr wieder aufgenommen Soweit vor
geſehene Emsfänge in den Vormittagsſtunden nicht erledigt
werden konnten, finden ſie in den Nachmittagsſtunden ihre
Fortſetzung. Jn den Spätnachmittagsſtunden begibt ſich
regelmäßig der Staatsſekretär nochmals zum Reichskanzler,
um politiſche Fragen, die im Laufe des Tages aufgetaucht
ſind, zum Vortrag zu bringen. Will der Reichskanzler mit
den Berliner Vertretern der ausländiſchen Preſſe Fühlung
nehmen, ſo benutzt er die von der Preſſe Abteilung der
Reichsregierung veranſtalteten Freitag Nachmittagstees, die
an jedem Freitag in den Empfangsräumen des Auswärtigen
Amtes am Wilhelmplatz ſtattfinden, und einem geſelligen
Gedankengaustauſch mit den guskändiſchen Journaliſten die
nen. Dem Leiter der Preſſeabteilung liegt es dann ob, dem
Reichskanzler die einzelnen Preſſevertreter vorzuſtellen, die
nunmehr die Gelegenheit benutzen, Fragen an den Reichs

kanzler zu richten.
Jn den Abendſtunden erledigt der Reichskanzler die

ihm im Laufe des Tages vorgelegten Schriftſtücke, unter
zieht bei ihm eingelaufene Eingänge einer eingehenden
Prüfung und bereitet ſich auf wichtige Sitzungen und Be
ſprechungen oder Sitzungen der Reichsregierung, die ſoge
nannten Kabinettsſitzungen, die unter ſeinem Vorſitz ſtatt
finden ſollen, vor

Der an und für ſich ſchon ſtark ausgefüllte Arbeitstag
des Reichskanzlers erfährt weiterhin eine ſtarke Belaſtung
durch Miniſterbeſprechungen oder Sitzungen der Reichsregie
rung, die ſog. Kabinettsſitzungen, die unter ſeinem Vorſitz ſtatt
finden. Soweit nicht Ferftenzeit iſt, tritt das Kabinett
zwei bis dreimal in der Woche zu Sitzungen zuſammen.
Dieſe werden in der Regel in den Nachmittagsſtunden im
Reichskanzlerhauſe abgehalten und dauern regelmäßig bis

reit ſpricht

rechtigung an den Elbherzögtümern über eine beiden Teilere
genehme Verſtändigung beſonders verhandelt werden.

h

Von Württemberg werden, ebenſo wie es mit Darm
ſtadt der Fall, in Beachtung der Rücgſichten, welche Seine
Majeſtät der König den verwandtſchaftlichen Beziehungen e
jederzeit zu gewähren bereit iſt, territoriale Abtretungen
nicht verlängt werden.“

Bismarck

Wenn der Kaiſer kommt
Und er kant nicht!

Jn Marle von Bunſens ſchönem Buch „Jm Ruderboot
durch Deutſchland erſchienen 1913 bei S. Fiſcher Ber
lin) finden wir folgende Stelle über die Vorbereitungen zu
einem Kaiſerbeſuch, die für den Luxus der Kaiſerzeit kenn
zeichnend iſt:

Heute in vierzehn Tagen ſoll die Ankunft er
folgen, zwei Nächte dauert der Beſuch bereits jetzt arbeitet r
man Tag und Nacht in fieberhafter Eile. Jn Höxter werden
Brücken geſtrichen, Wege gebahnt, ein etwas vorſtehendes
Haus wird niedergeriſſen, zwei Extrazüge haben bereits Mö
bel und Gerät aus Berlin gebracht, die Küche mußte er
weitert werden, um die gewaltigen Kochherde hereinzulaſſen
Funfunddreißig Tauſend Mark ſind allein für die poſto
liſchen und telegraphiſchen Neueinrichtungen angeſetzt Der

Kaiſerbeſuch fiel aus!“ e a
Harmloſer Staatsanwalt

Bayeriſche Gerichtsbarkeit.

Der Gutspächter Wilhelm Stegmann in Schillingsfürſt
bei Ansbach hatte in einer Verſammlung des Landbundes
am Januar in Rothenburg ob der Tauber folgende Aus
ſührungen gemacht:

„Es wird die Zeit zum Kampf, der nicht im Parla
ment, ſondern auf der Straße ausgefochten werden wird
kommen hierbei würden auch die Kräſte der Mitglieder der
Nationalſozialiſten erwünſcht ſein!“ Ferner: „Eine Beſſe
rung iſt nicht möglich, dieſe kann nur ein Entſcheidungs
kampf bringen, vielleicht ſchon 1929, wo wir Schulter an v

da 9Schulter mit den Landbündlern kämpfen werden.“ S
Auf eine Anzeige gegen Stegmann wegen Aufreizung

zum Landesfriedensbruch und zum Aufruhr erfolgte von
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der Staatsanwaltſchaft Ansbach folgender Beſcheid Durch
die auf Jhre Anzeige vom 10. 1. 1929 eingeleiteten Er
mittlungen hat ſich ergeben, daß Stegmann die zur Anzeige
gebrachten Ausführungen, wenigſtens dem Sinne nach, tat
ſächlich gemacht hat. Dieſe Aeußerungen enthalten aber noch i
keinen nach den Geſetzen ſtrafbaren Tatbeſtand. Jch habe

aß er ſchon vor zwei Jahren Bauer das t

Stegmann ſtOberregierungs rat im Miniſterium in Mün
chenl

in die Abendſtunden hinein. Bei Zuſammenſein des Reichs
tages finden die Sitzungen öfter im Reichstagsgebäude ſtatt,
da den Reichsminiſtern bei ihrer parlamentariſchen Arbeits
laſt vielfach ein Verlaſſen des Reichstagsgebäudes nicht mög-

lich iſt.
Während der Tagung des Reichstags verſtärkt fich

natürlich die Arbeitslaſt des Reichskanzlers in erheblichem
Maße. Der Reichskanzler muß nämlich häufig den Plenar-
ſitzungen des Reichstages beiwohnen Der Reichs
tag kann ſogar ſeine Anweſenheit verlangen Der
Reichskanzler hat zuweilen eine politiſche Rede im
Plenum des Reichstages zu halten. Handelt es ſich um eine
ſitzungen des Reichstages zu halten. Handelt es ſich um eine
Programmrede, ſogenannte Regierungserklärung, ſo bedarf
es dazu eingehender ſorgfältiger Vorbereitung. Der Jnhalt
der Rede wird vom Reichskanzler, vielfach nach Fühlung
nahme mit den Miniſtern, feſtgelegt und gusgearbeitet.
Darüber hinaus finden in der Tagungszeit des Reichstages
in den Vormittags bzw. Nachmittagsſtunden Zur Klärung
politiſcher Fragen häufig Beſprechungen des Reichskanzlers
mit den Parteiführern und Abgeordneten ſtatt. Die Jnan
ſpruchnahme des Reichskanzlers durch das Parlament zwingt
ihn, in der Tagungszeit des Reichstages zu gewiſſen Tages
ſtunden ſeine Arbeitsſtätte von der Wilhelmſtraße in den
Reichstag, wo ihm ein beſonderes Arbeitszimmer zur Ver
fügung ſteht, zu verlegen.

Jm Winter nehmen in den Abendſtunden die Repräſen
tationspflichten den Reichskanzler beſonders in Anſpruch-
Er muß an einem Eſſen, das ein Botſchafter gibt, teil
nehmen. Er muß ſich auf den parlamentariſchen Bierabenden
zeigen. Er muß bei Abendveranſtaltungen der Preſſe an
weſend ſein, um die Verbindung mit den Vertretern der
Preſſe zu pflegen. Oftmals findet auch beim Reichskanzler
ſelbſt in den Repräſentationsräumen des Reichskanzler
hauſes eine geſellige Zuſammenkunft oder eine größere feſt

liche Veranſtaltung ſtatt.
Groß und verantwortungsvoll ſind die Aufgaben, die

dem Reichskanzler obliegen Eine Fülle hochpolitiſcher Fra
gen beſchäftigen ihn an ſeinem Arbeitstag, und ein großes
Maß an Zeit und Arbeitskraft iſt erforderlich, um allen An
ſprüchen dienſtlicher und vrepräſentativer Art nur einiger
maßen gerecht werden zu können. Der umfangreiche Arbeits
tag endet demgemäß auch erſt in den ſpäten Abendſtunden
man möchte beinahe ſagen: in den Nachtſtunden.

An der Stätte, an der der Reichskanzler arbeitet
haben zwar im Laufe der Zeiten die Aufgaben gewechſelt
dies aber hat nichts daran geändert, daß an der Arbeits
ſtätte des Reichskanzlers ſtets der Geiſt gewiſſenhafteſter
Pflichterfüllung und ſachlicher Arbeit zum Segen des Vater
kandes geherrſcht hat. Jm Reichskanzlerhauſe hat immer als
höchſte Richtſchnur des Handelns der feſte Wille gegolten,
einer geſunden Entwicklung von Volk und Staat zu dienen

(Aus: „Der Heimatdienſt“)
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s Demokraten
und Jnnungskrankenkaſſen

Aus der preußiſchen demokratiſchen Landtagsfraktion
wird uns geſchrieben:

n der Preſſe der Rechtsparteien werden jetzt gegen die
dreußiſche Landtagsfraktion der Demokratiſchen Partei An

lagen erhoben, daß dieſe Partei mit den Sozialdemokraten
Und Koinmüuniſten gemeinſam auf die Vernichtung der
gnnungskrankenkaſſen hinarbeitet. Dieſe Angriffe ſind voll
ſtändig falſch, wie ſich aus folgendem ergibt.

Jm Preußiſchen Landtag hatte die Sozialdemokratiſche
Partei einen Antrag geſtellt, wonach das Staatsminiſterium
in Gemeinſchaft mit der Reichsregierung die Neubildung
on Jnnungskrankenkaſſen mit allen Mitteln verhindern

Moll Die Wirtſchaftspartei des Mittelſtandes hat kurze
Zeit darauf beantragt, daß das Staatsminiſterium die Er

richtung von Jnnungskrankenkaſſen mit allen Mitteln för
dern ſolle. Der demokratiſche Vertreter hat im Bevölke
rungsausſchuß, dem dieſe Anträge unterbreitet worden ſind,
ſich gegen beide Anträge ausgeſprochen, und zwar gegen

den Antrag der Sozialdemokraten deshalb, weil die Jn
nungskrankenkaſſen reichsgeſetzlich zugelaſſen ſeien und man

zulaſſen.

e boſto krankenkaſſen nicht verhindern könne. Ebenſo iſt es auch
eht. Der unmöglich, von der Staatsregierung zu verlangen, daß ſie
S die Errichtung von Jnnungskrankenkaſſen mit allen Mitteln

fördern ſoll. Das würde bedeuten, eine beſondere Gruppe
von Krankenkaſſen gegenüber allen anderen Krankenkaſſen
einrichtungen herauszuheben und beſonders zu ſchützen
Deshalb iſt der Antrag im Bevölkerungsausſchuß ein

ingefarſt gebracht worden, ſo daß die Genehmigung zur Errichtung
idbundes von Krankenkaſſen nur dann erfolgen ſolle, wenn dieſe

Kaſſen über eine gnügende Zahl von Mitgliedern verfligen
ünd die Sicherheit gegeben iſt, daß dieſe Kaſſen auch ihre
Werpflichtungen zu erfüllen in der Lage ſind. Die Errich
ung von neuen Kaſſen aller Art ſoll nur dann erfolgen,

die volljährig Verſicherten der Neugründung zuſtimmen.
r Antrag iſt im Bevölkerungsausſchuß auch mit den
men eines Teiles der Zentrumsvertreter angenommen
en. Er unterliegt nun noch der Beſchlußfaſſung durch
Plenum. Die Begründung zu dieſem Antrag iſt ſehr

de Aus

Parla
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eder der

e Beſſe
eidunge

ülter an

ergibt. Jm Landkreiſe Münſter in Weſtfalen ſind vor
ei Jahren 11 Jnnungskrankenkaſſen entſtanden, von denen

roßer Teil nicht ſo viel großjährige Verſicherte auf
um den Vorſtand bilden zu können. Darunter ſind

i Schuhmacherinnungskrankenkaſſen, von denen zwei nur
wei volljährige vrſicherte Mitglieder beſitzen. Eine ſo
nur ein volljähriges Mitglied. Die geſamte Mitglieder
dieſer einen Kaſſe beträgt die geringe Mitgliederziffer

6. Daß man damit keine Verſicherungseinrichtung

eten Er
Anzeige

ach, tat
ber noch

te Jnnungskrankenkaſſen gebildet

ann. Ein Beiſpiel dafür iſt die Krankenkaſſe

Na J r Kaufmannſchaft in Düren, zu der nicht
nur Lumpenhandlungen, ſondern auch Weinreſtaurants

ein handlungen und das Warenhaus Tietz gehören
iſt keine Jnnungskrankenkaſſe mehr, ſondern das iſt

en. Gegen dieſe mißbräuchliche Anwendung der Jn-
Skrankenkaſſen wendet ſich der vorbezeichnete Antrag.

ind wenn weiter verlangt wird, daß die Verſicherten bei
Neuerrichtung von Krankenkaſſen ein Wort mitzu
en haben ſollen, ſo entſpricht das weſentlich dem Grund
er gleichen Rechte und gleichen Pflichten. Man kann

ude ſtatt

Arbeits

icht möge

arkt ſi
hehlichemn

aus dieſem Grunde ſchon die Bildung neuer Jnnungs

nnungskrankenkaſſen überhaupt

den Verſicherten nicht zumuten, daß ſie ſich ohne ihren
Willen in eine andere Verſicherung verſchieben laſſen ſollen,
wenn ſie jahrelang Mitglied der allgemeinen Ortskranken-
kaſſe geweſen ſind und die Vorteile kennen die eine große
leiſtungsfähige Kaſſe gegenüber einer kleinen leiſtungs
unfähigen zu bieten vermag.

Es ergibt ſich hieraus mit aller Klarheit, daß man
in der Deutſchen Demokratiſchen Partei gar nicht daran
denkt, die Jnnungskrankenkaſſen zu vernichten, ſondern es
handelt ſich darum, dem groben Unfug zu ſteuern, der mit
der Errichtung kleinſter und leiſtungsunfähiger Kaſſen

Artikel 48

gebilde begangen wird. Der Zweck der Krankenverſicherung
liegt nicht darin, daß der Kranke geheilt wird, ſondern auch
darin, daß vorbeugende Maßnahmen gegen Krankheitser-
ſchetnungen in die Hand genommen werden. Das können
die kleineren Kaſſen nicht tun, deren Mitgliederzahl noch
micht einmal an die Zahl der Mitglieder eines gewöhn
lichen Kegelklubs heranreicht. Es liegt ſomit im Jnterefſe
der Verſicherten, dafür einzutreten, daß die Krankenver-
ſicherung leiſtungsfähig bleibt und daß auch den Verſicher
ten Gelegenheit gegeben werden muß, bei der Errichtung
neuer Kaſſen ein Wort mitzureden.

Miniſter oder Miniſterräte?
Ein Zeichen für unſere noch Unfertigen ſtaatlichen Ver

hältniſſe bietet das Schickſal des Artikels 48 der Reichs
verfaſſung, in dem geſagt wird, daß der Reichspräſident,
wenn im Deutſchen Reiche die öfſentliche Sicherheit und Ord
nung erheblich geſtört oder gefährdet wird, die zur Wieder
herſtellung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung nötigen
Maßnahmen treffen kann, erforderlichenfalls mit Hilfe der
bewaffneten Macht Dieſer Artikel 48 enthält alsdann einen
Zuſatz, welcher folgenden Wortlaut hat: Das Nähere
beſtimmt ein Reichsgeſetz Dieſes Reichsgeſetz iſt aber
in zehn Jahren nicht zuſtandegekommen, und zwar
vor allem deshalb nicht, weil einmal zwiſchen den Reichs
reſſorts und zwar zwiſchen dem Reichsminiſterium des
Jnnern, das den bürgerlichen, und zwiſchen dem Reichs
wehrminiſterium, das den militäriſchen Standpunkt ver
tritt, keine Einigung zu erzielen war. Dazu kamen noch
die ſchweren Differenzen mit den Ländern. So konnte es ge
ſchehen, daß dieſe Formulierungen des Artikels 48, die erſt
durch ein Ausführungsgeſetz völlig klar geſtellt werden ſollten,

denjenigen, die ſich am Diktaturgerede nicht genug tun
konnten, eine willkommene Gelegenheit bot. So hat es die
gewagteſten Rechtskonſtruktionen gegeben, und ſelbſt Richter
haben ſich in die Nähe des Artikels 48 gewagt und Mei
nungen geäußert, die dem Staate nicht gut getan haben.

Von dieſem Artikel 48 und von einem Ermächtigungs-
geſetz wird auch in dieſen Tagen viel geſprochen, weil ſich
gezeigt hat, daß einmal überſpannte Wünſche einzelner Par
teien und zweitens Unfähigkeit von Parteiunterhändlkern
eine Situation heraufbeſchworen haben, die auf die Dauer
nicht ertragen werden kann, und die jedenfalls jetzt ſchon im
Reiche dazu führte, daß eine Abſtinenz Bewegung gegen
die politiſchen Parteien zu verzeichnen iſt, die die Gefahr in
ſich birgt, daß die politiſchen Willensentſcheidungen in Zu
kunſt noch unklarer werden.

Das eine muß man offen ſagen, daß die Ereigniſſe der
letzten Wochen gefundenes Freſſen für die Oppoſition hätten
ſein müſſen, wenn dieſe Oppoſition innerlich ſtark und kraft

voll wäre. Aber das iſt ſie weder auf der einen noch auf
der anderen Seite. Die Kommuniſten Zerfallen in ſoviel
Gruppen, daß kein Menſch ſich zwiſchen dieſen Gruppen zu
vrechtfinden kann. Für die Völkiſchen gilt das gleiche, und die
Deutſchnationalen ſind innerlich gelähmt. Man hat ſich ſo
viel von Herrn Hugenberg verſprochen Was aber iſt Herr
Hugenberg? Doch nichts anderes als ein Bürokrat, ein
Geheimer Finanzrat, und das iſt doch wöhl nicht das Holz,
aus dem die Diktätoren geſchnitzt werden, wie man ſie ſich
bei uns vorſtellt.

Auf weſſen Schultern kann eine Diktatur ruhen?
Glaubt denn jemand im Ernſt, daß etwa die Herren
Seldte und Düſterberg mit ihrem Stahlhelm ſogenannte

deutſche Führer ſeien Nein, der Diktator iſt bisher nicht
ſichtbar geworden und die Kräfte, die ihn ſtützen können
ſind es ebenfalls nicht.

Und doch eine Diktatur iſt im Werden. Nicht durch
Putſche, nicht durch illegale Aktionen, ſondern ſie iſt eigent
lich ſeit langem ſtill gewachſen. Sie hat immer mehr Macht
bekommen, und ſie wird weiter an Macht gewinnen, wenn
wir nicht bald dazu kommen, die Krankheiten, die mit un
ſerem gegenwärtigen Parteienſyſtem zuſammenhängen, zu
überwinden. Dieſe Diktatur, die im Entſtehen iſt, das
iſt die Diktatur der Bürokratie, die Diktatur der Miniſterial
räte. Das ſind die Bleibenden, während ein Kampf un
Miniſterſeſſel geführt wird. Das ſind diejenigen, die die
Macht in den Händen haben, die die Entſcheidungen ſo vor
beveiten, daß ſie nur ſo getroffen werden können, wie ſie es
wünſchen Man verkenne doch nicht die tatſächlichen Ver
hältniſſe: Ehe ſich heute ein Miniſter wirklich in ſein Amt
eingearbeitet hat, braucht er, wenn er ſchnell arbeitet, ein
halbes Jahr. Dann kann er Herr über ſeine Miniſterialräte
werden und dann hat er noch Widerſtände genug zu über

winden. Nicht daß dieſe Miniſterialräte alle illoyal und
antirepublikaniſch wären. Nein, das ſoll gar nicht be
hauptet werden. Aber ſie wollen ihre Entſcheidungen, die
manchmal durchaus brauchbar ſind, die aber immer die eine
Tendenz zeigen, die Macht der Bürokratie zu ſtärbhen. Der
Volksvertreter iſt der natürliche Gegenſpieler der Büro
kratie. Aber die Volksvertretung begibt ſich dieſer Macht
mittel. Was iſt z. B. heute eine Etatberatung und was
war ſie früher, wo bis in die dunkelſten Winkel der Mi
niſterien geleuchtet wurde Hier muß ſich noch ſehr viel
beſſern, und hier haben die Parlamenlarier nöch ſehr viel
zu tun, bis der Zuſtand wieder hergeſtellt wird, der not
wendig iſt

Glaubt man denn, daß die Bürokratie einen unerhörten
Reſpekt gegenüber dem Parlament aufbringt, wenn die
Herren, die doch keine Dummköpfe ſind, ſehen, wie z. B.
im Sozialpolitiſchen Ausſchuß des Reichstages von den So
zialdemokraten Agitationsanträge geſtellt ſind, die einfach

nicht tragbar ſind Nein, die Miniſteriakräte arbetten ſchon
ſachlich. Aber ſie ſichern die Stellung der Bürokratie
Sie ſchaffen die Aufſichtsinſtanzen. Sie wenden ſich gegen
die gleichberechtigte Mitwirkung des Volkes So entſteht
dann die Diktatur, nicht eines einzelnen Menſchen, ſondern
die Diktatur der Paragraſhen und Verordnungen. Daß aber
dieſer Zuſtand für die Entwicklung unſeres Volkes, für die
Entwicklung zur Freiheit wünſchenswert iſt, das kann doch
niemand behaupten. Und deshalb iſt es notwendig, den
Miniſterialräten die Macht aus den Händen zu nehmen und
ſie den Miniſtern zu geben.

Plenarſe wen SReihe M Als ich meine Arbeiten fertig gemacht habe, da habe ich „Jch bin zuhauſe gegangen.“e utter ſtarb ſchnell Mittagbrot gegeſſen, das war manchmal vier Uhr Er antwortete mir ich komme wieder nach der Für-
ede in Ein Kinderſchickſal.

Von Peter Martin Lampel.
In der deutſchen Oeffentlichkeit iſt eine lebhafte Er

örterung entſtanden über ein Bühnenſtück und ein Buch von
Feter Martin Lampel. Dieſes Buch heißt „Jungen in Not“,

arbeitet J. M. Spaeth Verlag, Berlin, und enthält Berichte von
ichetagef Fürſorgezöglingen. Jn der von Anton Erkelenz herausge
Klärun e „Hilfe“ wird zu dem Buch geſagt
n Die Jugendämter haben mit Entrüſtung erklärt,
i S daß die Verhältniſſe nicht ſo ſind, wie Jampel ſie geſchildert
it n Hat, der als Hoſpitent in einer Fürſorgeanſtalt war und
n i Auch in einem Proſabuch „Jungen in Not“ darüber be
a richtet hat. Aber was eine Behörde verordnen, beobach
zur S kLen, feſtſtellen kann, iſt immer ſehr viel weniger, als was

ein Dichter ſieht, der nicht mit Begriffen, ſondern mit
e Menſchen lebt. Dies ohnmächtige Leiden der Schwachen,
Inſprn die ſkrupelloſe Brutalität der Stärkeren, die ſtumpfe Träg
ibt heit der Beamten, der bequeme Phraſenrauſch der Beamten,
rabende das iſt alles in Lampels Darſtellung zu echt, zu ſicher ver
reſſe ankert im Menſchlichen, um nicht in letzter Inſtanz die
tern Wahrheit für ſich zu haben.“

zkanßa In den Streit, wie das immer geht, haben ſich auch
e el Dute eingemiſcht, die geurteilt haben, ehe ſie wußten, um

um ein

um ein
ſo hedar h
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was es ſich handelt. Wie Peter Martin Lampel die Kinder
di ſhickſale aufgezeichnet hat, das geht aus der Darſtellung des

Frg Schmiedelehrlings Alfred Sch. hervor. Dieſer Schmiede-
m groß ehrling, der in der Fürſorge war, erzählt:

Vier Jahre nach meiner Geburt ſtarb meine Mutter.
Bis ich ſoweit war, daß ich zur Schule ging, hatte ich

ehr ſchlechtes Leben gehabt, weil mir die Mutter gefehlt
oſtunde hat. Wo ich meine zweite Mutter bekommen hatte, da

dachte ich, daß es beſſer würde, aber das war nicht der Fall.

ß Wenn ich mittags aus der Schule kam, mußte ich mich
t Lleich hinſetzen und mußte meine Schularbeiten machen.

4 Sowie ich eine Zahl falſch geſchrieben habe, bekam ich gleich
ine Ohrfeige, daß mir der Schädel gebrummt hat. Da ver

King mir ſchon die Luſt, weiter zu arbeiten, und ſie ſagte:

„Laß mal erſt Vatern am Abend kommen Und ſich die
Arbeit anſehen, dann gibt es wieder was.“

Und da mußte ich ſchnell die Gänge beſorgen

Manmal hatte ſie mir zu wenig Geld gegeben, wenn ich
es aber geſagt habe, ſagte ſie nür:

„Geh mal, es ſtimmt ſchon
Als ich zum Kaufmann hingekommen bin, und die

Ware bekommen habe, ſagte er auf einmal-:
„Es fehlt noch Geld.“
Da ſagte ich

„Mutter hat mir nicht mehr gegeben.“
Ersſagte, ich ſolle erſt das andere Geld holen. Wie ich

zu Hauſe gekommen bin, und ich das erzählt habe, hatte
ſie geſagt ich hätte es verloren, oder ich hätte mich Bon
bons für gekauft, wo es der Fall nicht war.

Und ich hatte gleich von meiner Mutter Schläge bekom
men, und auf dem Abend gab es das Doppelte: Vom
Himmel hoch da komm ich her.

Das ging ein paar Jahre ſo. bis ſich die Bewohner des
Hauſes beſchwört haben, daß ich immer ſo geſchrien habe
wenn ich Dreſche bekommen habe. Und ich kam bald nach
der Fürſorge, wo ich es beſſer hatte, und das war 1918
auf Jnſel Rügen.

Dort hatte ich ja auch manchmal ſchlimme Stunden
gehabt. Jch mußte im Winter Erde fahren bei 18 19 Grad
Kälte ohne Handſchuhe Jm ganzen ging es aber, da bin ich
nachher in die Kartofſelſchälküche gekommen. Dort war ich
anderthalb Jahre geweſen, bis mich wieder meine Eltern
zuhauſe geholt haben.

Aber ich hatte es nicht beſſer gehabt. Als ich eines
ſchönen Tages in die Schule gegangen bin und wir bis um
12 Schule gehabt haben, hieß es auf einmal Wir haben noch
Geſang aber die Jungen ſagten, der Lehrer ſei krank,
und wir ſind meiſt alle zuhauſe gegangen

Aber ein paar Jungen ſind noch dageblieben, und der
Lehrer war auch nicht krank geweſen. Er hatte ſich gleich
alle aufgeſchrieben, die dort zuhauſe gegangen ſind.

Als ich am andern Morgen in die Schule gekommen
bin, da frug mich gleich der Lehrer, wo ich geſtern die letzte

Stunde geweſen bin. Jch ſagte;

mich

ſorge.

Als ich eines Tages in der Schule geſeſſen hatte,
klopfte es auf einmal und der Lehrer ſagte, ich ſollte mal
hinaus kommen. Da ſah ich auf einmal einen Grünen vor
mir ſtehen, und er ſagte, ich ſolle mal mitkommen, und
da gingen wir zur Poſtſtraße nach der Fürſorge Da wurde
mir ein großer Zettel vorgelegt, wo lauter Anſtalten drauf
geſchrieben waren, da ſollte ich mich eine Anſtalt ausſuchen.
Und ich nahm mir Struveshof, wo ich 1921 hinkam.

Als ich 1925 eingeſegnet worden bin, bekam ich wieder
das erſte Mal Beſuch. Jch bekam dann Luſt, Schmied zu
werden. Da bekam ich eine Schmiedeſtelle in Neumühl be

Küſtrin.
Als ich zwei Tage da war, mußte ich den Pflug ziehen

und wurde angeredet wie ein Stück Vieh
Da gefiel mir die Stelle nicht mehr.
Ich ſchrieb ein Brief an Herrn Direktor, er ſoll mir

5 Mark ſchicken, daß ich wieder nach Struveshof fahven
Da war ich vier Wochen, wo ich wieder abgeſahren bin. Da
bin ich zuhauſe hingefahren, und da haben mir die Eltern
gleich wieder angeſchmiert, warum ich wieder nicht dage
blieben bin. Da ſagte ich ihnen, ſie ſollen mal dahin gehen,
wo ſie wie ein Stück Vieh behandelt werden.

Jch bin gleich denſelben Tag wieder abgefahren nach
Struveshof hin. Da bin ich bei M. hingekommen. Dann blieb
ich ein dreiviertel Jahr, wo ich die zweite Stelle in Glie-
nick bei Zoſſen bekommen habe.

Dort hatte ich die erſten vier Wochen ganz gut. Aber
nachher habe ich mehr auf dem Felde geſeſſen als in der

Werkſtatt. lEines ſchönen Tages habe ich ihnen mal gefragt, ob ich
hier als Knecht bin oder als Schmiedelehrling. Kaum hatte
ich das Wort ausgeſprochen, da hatte ich ſchon eine zu ſitzen

das hielt ich ein dreiviertel Jahr aus, wo ich da ausge
rückt bin und nach dem Spreewald gelaufen bin. Dort hat

ein Gendarm feſtgenommen und mich wieder nach
Struveshof gebracht, wo ich jetzt noch bin und hoffe, Oktober
auszulernen.

S



Beiſpiel vorangehen

Sechs ſprechen für
Sechzigtauſend

Neben ſeiner großen Erhebung, die ſich auf die Feſt
Fteklung der tatſächlichen wirtſchaftlichen und ſozialen Ver
hältniſſe der deutſchen Angeſtellten erſtrecken ſoll, ließ
der Gewerkſchaftsbund der Angeſtellten ſeinen ſtellenloſen
Mitgliedern einen Fragebogen zugehen, der den Zweck
Hatte, weitere Unterlagen für die ſchreiende Not der 150 000
ſtellenloſen Angeſtellten aufzubringen. Die Antworken auf
die an die Stellenlbſen gerichteten Fragen ſind erſchütternd,
Beſonders ſogenannte ältere Angeſtellte ſind es, die ver
Zweifelnd um ihre Zukunft ringen. Wir laſſen hier einige
Beiſpiele folgen, die einen Einblick in den Seelenzuſtand
von rund 60 000 „älteren Angeſtellten“ geſtatten, die von
von der Wirtſchaft freiwillig nicht weiter beſchäftigt oder
Richt wieder eingeſtellt werden.

Buchhalter, 49 Jahre alt, 2 Jahre ſtellenlos; 17
Jahr bei der letzten Firma; Gehalt 384 Mk., Sköpfige Fa
milte. Oſtern 1929 wird meine Tochter konſirmiert und zu
gleicher Zeit kommt mein jüngſter Sohn zur Schule. Wie
Joll ich die Ausgaben hierfür beſtreiten

S

Z8jährige Buchhalterin, Wohnung bei den 70jährigen
Eltern, tägliche Beſchäftigung: Führung des elterlichen
Haushalts und Offerten ſchreiben Wenn ich nicht etwas
finde, kann ich mich aufhängen. Zeugnisabſchriften werden
trotz höflicher Bitten nur in den ſeltenſten Fällen zurück
geſchickt

Maſchinenmeiſter, 121 Jahre bei der letzten Firma, da
malkiges Gehalt 315 Mk. Vor Jahresfriſt entlaſſen infolge
Einſchränkung des Betriebes, 300 Mk. Schulden, Alter
57 Jahre, verheiratet, 2ljährige Tochter, muß kranke Ehe

Frau pflegen
S

Ein 35jähriger Reiſender ſchreibt: Mit 35 Jahren
t der Angeſtellte zu alt. Es iſt die ungeſchriebene Ant
wort auf ſo manches Geſuch und die direkte Antwort auf

dem Arbeitsamt.

Z7jähriger Jngenieur, verheiratet, 6 Kinder, im Alter
von 1 bis 11 Jahren, 1800 Mk. Schulden Zukunft fehr
Zweifelhaft wenn nicht Staat und Kommunen mit beſtem

Und ältere und kinderreiche Familien
wäter einſtellen.

Z6jähriger Geſchäftsführer, entlaſſen wegen Auflöſung
der Firma, 500 Mk. Schulden Jch bewerbe mich dauernd
Am Stekllung, doch iſt es ſehr ſchwer ſchon in meinem
Alter, einen Poſten zu bekommen. Jch hoffe, daß die Re
gierung, reſp. der Herr Arbeitsminiſter die Lage der älte
ren Angeſtellten baldigſt erkennt, ehe es zu ſpät iſt und
Männer im blühendſten Alter untergehen müſſen.

3 de a Was haſt Du perſönlich getan, um die Not von rund
450 000 Arbeitswilligen, verzweifelnden Menſchen zu lin
Dern und zu beſeitigen? Wer ſich nicht perſönlich mit aller
Kraft für dieſe ſeine Nächſten einſetzt, bleibt in Schuld

gegenüber ſeinem Gewiſſen, ſeinen Mitmenſchen und ſeinem

Volk.

Spaltung der Kommuniſten in Thüringen
Von den acht kommuniſtiſchen Abgeordneten im thürin

giſchen Landtag wurden vor kurzem zwei Mitglieder wegen
fortdauernden Diſziplinbruchs aus der Partei ausgeſchloſſen.
Die Ausgeſchloſſenen weigerten ſich, ihre Mandate niederzu
Jegen, ſie wurden vielmehr von der Mehrheit der Fraktion
als Hoſpitanten aufgenommen. Daraufhin wurde jetzt von
der engeren Bezirksleitung der Kommuniſtiſchen Partei dieſe
Mehrheit ebenfalls ausgeſchloſſen. Die Ausge ſchloſſenen bil

den nunmehr eine eigene Fraktion.

Zeitungsverbvt.
Der Oberpräſident der Provinz Oſtpreußen hat auf

Grund des Geſetzes zum Schutze der Republik das „Oſtvpreu
Fiſche Tageblatt“ in Jnſterburg auf die Dauer von vier
Wochen vom 2. bis 29. März verboten. Das Verbot er
folgte wegen eines Artikels über den Volkstrauertag, der
eine grobe Beſchimpfung der republikaniſchen Staatsform
enthielt.

Bezirk Halle

Bezirksvertretertagung
der Deutſchen Demokratiſchen Partei.

Halle. Jn Anweſenheit von Miniſter Dr. Schrei
ber fand am Sonntag, dem 10. März, in Halle eine von
den Vertretern der Kreisorganiſationen ſehr gut beſuchte
Tagung ſtatt. Die Verhandlungen, die der erſte Vor
ſitzende, Direktor Renker, leitete, bewegten ſich in der
Hauptſache in Beratungen über die Durchführung von
Organiſationsbeſchlüſſen an Hand des Ergebniſſes der von
der Reichsparteileitung kürzlich veranlaßten. Organiſa-
tionskonferenz in Eiſenach. Vor Eintritt in die Berg
ungen gab aber Miniſter Dr. Schreiber einen umfaſſen
den Ueberblick über die Verhandlungen im Reich und in
Preußen zur Umbildung der Kabinette auf der Grundlage
einer großen Kogalition. Das Scheitern der Verhand
lungen ſei durch kleinlichen Parteiegoismus herbeigeführt
worden, der mit dem parlamentariſchen Regierungsſyſtem
ſchlechterdings nichts mehr zu kun habe, es vielmehr in
ſein Gegenteil verzerre. Um bei den Verhandlungen wirk
lich zu einem poſitiven Ergebnis zu kommen, habe die
Deutſche Demokratiſche Partei im Reich und in Preußen
von vornherein keine Zweifel daran gelaſſen, daß ſie zu
Opfern bereit ſei. Alles vergeblich. Der innerliche Wider

den negativen Reſultat. Der von der Deutſchen Volks
partei im Reichstag eingebrachte Antrag, wonach ein
Kabinett künftig nur mit Mehrheit geſtürzt werden
könne, hielt Miniſter Dr. Schreiber ſchon deshalb für un
durchſührbar, da dann kein Kabinett in der Lage ſein
würde, ein Geſetz durchzubringen, alſo zu fruchtkoſer Dätig
keit verurteilt ſei Jn eingehenden Darlegungen über
unſere Wirtſchaftslage warnt der Miniſter dringend vor
jeder weiteren Aufnahme ausländiſchen Kapitals Zur
Konkordatsfrage äußerte ſich Miniſter Dr. Schreiber da
hin, daß kein demokratiſcher Miniſter und kein demo
kratiſcher Abgeordneter ſeine Zuſtimmung zu einem Ab
ſchluſſe geben werde, der die Staatshoheit oder die Schule
in Mitleidenſchaft ziehe. Die Ausführungen wurden mit
lebhaftem Beifall aufgenommen

Der Wahlkreisgeſchäftsſührer, Dornblüth, erſtat
tkete dann einen kurzen Tätigkeitsbericht, aus dem ein be
trächtliches Vorwärtsgehen der Parteiorganiſation erſicht
lich war, und gab dann an Hand der Eiſenacher Be
ſchlüſſe die zu ihrer Durchführung erforderlichen Erläute
rungen. Nach eingehender Ausſprache fanden dieſe Be
ſchlüſſe einmütige Zuſtimmung Jn gleicher Weiſe wurde
dem Plan auf Umänderung des von der Partei heraus
gegebenen Wochenblattes Zuſtimmung erteilt. Der nächſte
8 brdentliche Wahlkreisparteitag ſoll am l. und

Mat in Halle abgehalten werden. Er wird bei den
Vortragsthemen auch auf die Wahlen für die Kommunen,
die Kreistäge und für den Provinziallandtag eingehen
Als offizieller Delegierter des Bezirksverbandes ſür den
in Heidelberg in den Tagen vom 62. bis 28. April ſtatt
findenden Reichsparteitag wurde Geſchäftsführer
Dornblüth beſtimmt. Als Tagungsort der nächſten Be
zirksvertretertagung wurde Weißenfels gewählt. Gegen
6 Uhr ſchloß der Vorſitzende die ſehr anregend verlaufene

Tagung.

Sozialpolitiſche Groteske
der Sozialdemokraten

Jnt ſozialpolitiſchen Ausſchuß des Reichstags hat die
Sozialdemokratie den Antrag geſtellt, die Jnvaliditäts-
grenze von 66 v. H. auf 50 v. H. herunterszuſetzen, die
Witwenrente vom 65. Jahr auf das 60. herabzuſchrauben
und die Kinderrente vom 15. Lebensjahr bis zum 18. zu
verlängern. Ebenſo ſollte der Grundbetrag bei der Rente
erhöht werden.

Vom ſozialen Geſichtspunkte aus wären ſolche Ver
beſſerungen natürlich wünſchenswert. Da dazu aber in
erſter Linie auch Geld gehört, ſo muß man auch den
Rechenſtift heranziehen, woſür wieder die vom ſosialdemo
kratiſchen, Reichsarbeitsminiſter Wiſſel vorgelegte Denk
ſchriſt über Leiſtungen und Stand der Jnvalidenverſiche
rung als Unterlage dienen muß. Jn dieſer weiſt der

verſicherung vom Jahr 1933 ab ſchon bei ihren augen
augenblicklichen Leiſtungen mit einem ſtarken Deſizit rech
nen muß und daß beſagter zuſätzlicher Antrag die Jn
validenverſicherung t

rund einer Milliarde Mark belaſten würde.
Dieſe Tatſache ſelbſt ſcheint der ſozialdemokratiſchen

Partei keine Beklemmüungen verurſacht zu haben. Aber
nun kommt die Groteske in ihrem weiteren Verhalten!
Bei den Beratungen im Ausſchuß ſtellten ſich die Ver
treter von zwei Regierungsparteien auf den Standpunkt
daß man dem von der Sozialdemokratie geſtellten An
trage, wenngleich er auch ſtärkſte Bedenken auslöſe, zu
ſtimmen werde. Das ſchien die Vertreter der S. P. D. nicht
erwartet zu haben, denn ſie machten nunmehr allerlei
Ausflüchte, der Antrag ſei eigentlich gar kein Antrag,
ſondern nur „ein ſozialpolitiſches Ziel ein Teil des
ſozialdemokratiſchen Progrämms. Und um der ünange-
nehmen Frage, woher denn die Mittel zu ihrem Antrage
kommen ſollten zu begegnen, beantragten die ſoszialdemo
kratiſchen Vertreter eine Aufſtockung neuer Lohnklaſſen in
der Jnvalidenverſicherung. Es ſollten alſo auch höhere
Löhne als bisher mit 36 Mark in Zukunſt verſicherungs
pflichtig werden.

Da mit dieſer Heranziehung höherer Löhne auch auto
matiſch eine Leiſtungsſteigerung von 20. v. H. der einge
zahlten Beiträge verbunden ſein muß, würde an dem
bedrohlichen Deſizit alſo nichts geändert werden. Dieſer
Gedanke ſcheint den ſozialdemokratiſchen Antragſtellern
wieder erſt unter dein Einfluß ihres eigenen Miniſters
Wiſſel gekommen zu ſein, der ihnen ihre verſicherungs
techniſche Unkenntnis erſt klar machen mußte. Sie ver
ten nun ſelbſt, um der Annahme ihres eigenen
Antrages zu entgehen, Vertagung der ganzen
FrageDie Moral von der Geſchichte: Die Sozialdemokratie
ſtellt ſozialpolitiſche Verbeſſerungsanträge zum Fenſter
hinaus! Wird ſie vor die Gefahr geſtellt, daß derartige
Anträge angenommen werden können, und die Verant
wortung auf ihre Schultern gelegt wird, dann flieht ſie
ſchleunigſt vor ihren eigenen Anträgen und bekundet
damit, daß dieſe von ihr alles andere als ernſt gemeint
waren.

Halle. Dienstag, den 19. März, abends 8 Uhr, im
unteren Saale von Mars-la-tour, Gr. Ulvichſtraße, Mit
gliedereVerſammlung. Tagesordnung: 1. Kriſe
des Parlamentarismus?. 2. Umwandlung der Stadtwerke
in eine A-G. 3. Ausſprache Alle Mitglieder werden drin
gend gebeten, ſich für den Beſuch dieſer wichtigen Ver
ſammlung den vorgeſeheenn Verſammlungsabend freizu
halten. Durch die genannten Referate ſollen unſere Mit
glieder mit den Vorgängen, die zum Scheitern der Um
bildung der Kabinette im Reich und in Preußen führten,
bekannt gemacht werden und gleichseitig wird ihnen Ge
legenheit gegeben, ihre Anſicht über das die Bürgerſchaft
aufs ſtärkſte berührende Magiſtratsvorhaben zu äußern.
Dieſes Magiſtratsvorhaben wird wahrſcheinlich ſchon in
nächſter Zeit die Stadtverordneten beſchäftigen. Für un
ſere Stadtverordneten iſt es wertvoll, vorher die Stim
mung unſerer Mitglieder kennen zu lernen. Die Bekannt

ſozialdemokratiſche Miniſter ſelbſt nach, daß die Invaliden

mit einer jährlichen Mehrausgabe von

Die Entſchuldigung, man habe von dem Staatfinden
Verſammlung nichts gewußt, fällt alſo fort.

Halle. Frauengruppe. Die Frauengruppe,
jetzt im März auf ihr 10jähriges Beſtehen zurückblicken
kann, veranſtaltet bei ihrer nächſten Zuſammenkunft im
Ricolaus am Freitag, dem 22. Märzs, (nicht Donnerstag
wie ſonſt üblich), eine Leſſinge Feier Herr Studien
rat Habe wird den Vortrag übernehmen. Alle Mitgliede
und Freunde der Frauengruvpe ſind herzlich dann eine
laſen„Wie kann die Staatsbürgerin praktiſch

ſozial arbeiten S
Halle. Ueber dieſes Thema ſprach kürslich Fräulen

Dr. Ralhgen in der demokratiſchen Frauengruppe Die
Rednerin wies darauf hin, daß gerade in Halle die ehren
amtliche Mithiſfe der Frauen bei ſosialer Arbeit gern
wäre, verglichen mit ihren Leiſtungen in anderen Städten
Größtenteils läge das wohl an den oplitiſchen Gegen
ſätzen, die ſich in unſerer Stadt beſonders ſcharf aus
prägten, wo Kampſorganiſationen von rechts und link
einander bekämpften. Gerade die Frau aber wäre
tSaatsbürgerin berufen, hier zu vermitteln und dieſe
Gegenſätze zu überbrücken. Wohl würde ſoziale Arbe
von kirchlichen und politiſchen Verbänden geleiſtet, ſie um
faſſe aber nur einen begrenzten Teil der Aufgaben Die
öffentliche Fürſorge bedürfe dringend der ehrenamtliche

Mithilfe von Privatperſonen, vor allem von einſichtigenr
Frauen, die bereit wären, ſich mütterlich hilfsbedürſtige

Mikmenſchen anzunehmen.Die Rednerin erörterte dann eingehend die verſchl de

S

denen Arbeitsgebiete der ſozialen Fürſorge und warb drin jel
gend um Hilfskräfte für die Jugendfürſorge, Heſondere
um ihre Bereitſtellung für Vormundſchaft und Schu
Aufſicht Eine Reihe von demokratiſchen Frauen ſtellt fri
ſich daraufhin für ſoziale Arbeit zur Verfügung ich

Eisleben. Am Sonnabend fand im Saale des Golde
nen Schifſs die von der Deutſchen demokratiſchen Parke L
veranſtaltete Gedächtnisfeier ſür Carl Schurz, den dentchen ka

Freiheitskämpfer, ſtatt. Die im Mittelpunkte des A o
ſtehende Anſprache des Berufsſchuldirektors Buſſe war ein G
gerahmt von Klavierſolos, Rezitationen, Volkstängen un n
gemeinſamen Geſängen Der Redner gab ein Bild de Al
einsigartigen Schickſale dieſes Mannes, der dem furcht n
baren Geſchick eines Fritz Reuter nur dadurch entgeht, daff
er mit ſeinem Lehrer und Freund Rinkel nach Englan
und 1852 nach Amerika flieht. Jn ſeiner neuen H ima a
wirkt er im Sinne ſeiner Jdeale. Von ſeinen Beſuchen i
Deutſchland iſt wohl der von 1868 der merkwürdi es
Er wurde von Bismarck perſönlich empfangen, der ihn in da
ſeine geheimſten Pläne, den Krieg gegen Frankreich get
die Einigung des Reiches, einweihte, um ihn fü We
zu gewinnen. Der ehemals von der geſamten preuß ein
Polizei ſteckbrieflich verfolgte Revolutionär aber lehnte do
Angebot ab. Nach einem Hoch auf das deutſche Volk un
die deutſche Republik ſang die Verſammlung das De

re
Eisleben. Die Jahreshauptverſanrmling

gruppe nahm Geſchäſtsbericht und Kaſſenbericht e e
Aus dieſen geht hervor, daß trotz Reichs und Landtag
wahlen die Kaſſe mit einem Plus abſchneidet und daß ſie

die Mitgliederzahl ſeit Mai v. J. verdoppelt hat. Fi
die geleiſtete Organiſationsarbeit würde dem Vorſtand de
Dank ausgeſprochen und gebeten, die Geſchäfte auch
neuen Jahre zu übernehmen. Der bisherige Vorſitzende
Stadtv. Glein, wird alſo weiter den Vorſitz führen Fol
gende Entſchließung fand einſtimmige Annahine: Di
Mitglieder des Ortsvereins Eisleben der deutſchen dem
kratiſchen Partei beglückwünſchen die preußiſche Staate
regierung zu ihrem parlamentariſchen Erfolg am 5. Mär
betr. Annahme des Flaggengeſetzes. Mit der Annahm
des Flaggengeſetzes iſt ein gefährlicher Zündſtoff aus der
politiſchen Leben entfernt, mit dem bisher von den Rechte vo
parteien in faſt unerhörter Weiſe Agitation getriebe
worden iſt. Durch das Verhalten der deutſchen Volks
partei in dieſer Frage ſind, unſrer Ueberzeugung nach, we
tere neue Koalitionsverhandlungen in Preußen unmögli
geworden.

Gräfenhainichen. Am Mittwoch, dein 6. März, ſpra
Parteiſekretär Dr. Liebig in einer gut beſuchten Mitglit
der Verſammlung über das Thema „Grundfragen un
ſerer Wirtſchaftspolitik“. Eine lebhafte Ausſprache ſchlo
ſich an. Der Vorſitzende, Herr Link, konnte zum Schlu
feſtſtellen, daß es in Gräfenbainichen wie überall m
unſerer Partei vorwärts geht.

Falkenberg. Am Freitag, dem 8. Märs, ſprach D
Liebig über das Thema „Parlamentarismus Jn de
folgenden Ausſprache wurde allgemein die erfreuliche Ha
kung der demokratiſchen Fraktionen im Reichstag und i
Landtag feſtgeſtellt. Es iſt zu hoffen, daß auch die andere
Fraktionen aus der Haltung der Demokraten endli
lernen, was unter Parlamentarismus zu verſtehen i

weitersagen
ist führend in allen Rundfunkfragen
Die größte Funkzeitschrift! bringt wöchentlich alle aus
führſichen Programme der in und ausländischen Sender

Heſt 50 Pf., Monatsbezug RM 2.- Man bestellt beim Postamt
od. einer Buchhandlung Probeheft umsonst vom Verlag Berlin N24

Verantwortlich Johannes Dornblüth, Halle.
machung der Verſammlung erfolgt diesmal durch Zu

ſtand der angeblich in die große Koalition hineinwollenden
Parteien führte zwangsläufig zu dem nunmehr vorliegen ſendung einer beſonderen Einladung an alle Mitglieder.

Druck Buchbruckerei Weniger Co. G. n. 6. H., De t
Poſtſtraße 9.




	Politischer Wegweiser für Freiheit und Vaterland
	Jahr
	Monat
	Tag
	Nummer 11
	[Seite 1]
	[Seite 2]
	[Seite 3]
	[Seite 4]
	[Colorchecker]






